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1. Umfang des Versicherungsschutzes 
 

Versichert ist im Rahmen der Allgemeinen Versiche-
rungsbedingungen für die Haftpflichtversicherung 
(AHB) und der nachfolgenden Bestimmungen die 
gesetzliche Haftpflicht des Versicherungsnehmers 
als Bauherr für das im Versicherungsschein und   
seinen Nachträgen beschriebene Bauvorhaben. 

 
Versicherungsschutz besteht nur, wenn Planung, 
Bauleitung und Bauausführung (Ausnahme Ziff. 10: 
Mitversicherung von Bauen in eigener Leistung 
(Selbsthilfe bei Planung, Bauleitung, Bauausfüh-
rung)) an einen Dritten vergeben sind. 

 
2. Vertragsende 
 

Die Versicherung endet mit Beendigung der Bauar-
beiten, spätestens 2 Jahre nach Versicherungs-
beginn. 

 
3. Versicherungssummen 
 

Die Gesamtleistung des Versicherers für alle Ver-
sicherungsfälle während der Versicherungsdauer  
beträgt das Doppelte der vereinbarten Versiche-
rungssummen. 

 
4. Zusätzliche Einschlüsse 
 
4.1 Mitversichert ist die gesetzliche Haftpflicht als Haus- 

und Grundbesitzer für das zu bebauende Grund-
stück und das zu errichtende Bauwerk. 

 
4.2 Mitversichert ist das allgemeine Umweltrisiko im 

Rahmen der Besonderen Bedingungen und Risiko-
beschreibungen für die Versicherung der Haftpflicht 
wegen Schäden durch Umwelteinwirkung im Rah-
men der Betriebs- und Berufshaftpflicht-Versiche-
rung (Umwelthaftpflicht-Basisversicherung, Ziff. 9). 

 
4.3 Eingeschlossen sind - abweichend von Ziff. 7.14 (2) 

und Ziff. 7.10 (b) AHB - Haftpflichtansprüche wegen 
Senkungen eines Grundstücks oder Erdrutschun-
gen. 
 
Ausgeschlossen bleiben Sachschäden und alle sich 
daraus ergebenden Vermögensschäden am Bau-

grundstück selbst und / oder den darauf befindlichen 
Gebäuden oder Anlagen. 
 
Soweit der vorstehende Einschluss auch Schäden 
durch Umwelteinwirkung umfasst, besteht kein Ver-
sicherungsschutz über die Umwelthaftpflicht-
Basisversicherung (Ziff. 9). 

 
4.4 Eingeschlossen sind - abweichend von Ziff. 7.14 (1) 

AHB - Haftpflichtansprüche aus Sachschaden durch 
Abwässer. Ausgeschlossen bleiben jedoch Schäden 
an Entwässerungsleitungen durch Verschmutzun-
gen und Verstopfungen und alle sich daraus erge-
benden Vermögensschäden. 
 
Ziff. 7.10 (b) AHB bleibt unberührt. 

 
5. Kfz, Kfz-Anhänger, Wasserfahrzeuge und Luft-

fahrzeuge 
 
5.1 Kfz, Kfz-Anhänger und Wasserfahrzeuge 
 
5.1.1 Nicht versichert ist die Haftpflicht wegen Schäden, 

die der Versicherungsnehmer, ein Mitversicherter 
oder eine von ihnen bestellte oder beauftragte    
Person durch den Gebrauch eines Kfz oder Kfz-
Anhängers verursachen. 

 
5.1.2 Nicht versichert ist die Haftpflicht wegen Schäden, 

die der Versicherungsnehmer, ein Mitversicherter 
oder eine von ihnen bestellte oder beauftragte    
Person durch den Gebrauch eines Wasserfahrzeugs 
verursachen oder für die sie als Halter oder Besitzer 
eines Wasserfahrzeugs in Anspruch genommen 
werden. 

 
5.1.3 Besteht nach diesen Bestimmungen für einen Versi-

cherten (Versicherungsnehmer oder Mitversicher-
ten) kein Versicherungsschutz, so gilt das auch für 
alle anderen Versicherten. 

 
5.1.4 Eine Tätigkeit der in Ziff. 5.1.1 und 5.1.2 genannten 

Personen an einem Kfz, Kfz-Anhänger und Wasser-
fahrzeug ist kein Gebrauch im Sinne dieser Bestim-
mung, wenn keine dieser Personen Halter oder    
Besitzer des Fahrzeugs ist und wenn das Fahrzeug 
hierbei nicht in Betrieb gesetzt wird. 

 
5.2 Luft- / Raumfahrzeuge 
 
5.2.1 Nicht versichert ist die Haftpflicht wegen Schäden, 

die der Versicherungsnehmer, ein Mitversicherter 
oder eine von ihnen bestellte oder beauftragte    
Person durch den Gebrauch eines Luft- oder Raum-
fahrzeugs verursachen oder für die sie als Halter 
oder Besitzer eines Luft- oder Raumfahrzeugs in 
Anspruch genommen werden. 

 
5.2.2 Besteht nach diesen Bestimmungen für einen Ver-

sicherten (Versicherungsnehmer oder Mitversicher-
ten) kein Versicherungsschutz, so gilt das auch für 
alle anderen Versicherten. 
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5.2.3 Nicht versichert ist die Haftpflicht aus  
 
 - der Planung oder Konstruktion, Herstellung oder 

Lieferung von Luft- oder Raumfahrzeugen oder 
Teilen von Luft- oder Raumfahrzeugen soweit die 
Teile ersichtlich für den Bau von Luft- oder Raum-
fahrzeugen oder den Einbau in Luft- oder Raum-
fahrzeugen bestimmt waren, 

 
 - Tätigkeiten (z. B. Montage, Wartung, Inspektion, 

Überholung, Reparatur, Beförderung) an Luft- oder 
Raumfahrzeugen oder deren Teilen, 

 
 und zwar wegen Schäden an Luft- oder Raumfahr-

zeugen, der mit diesen beförderten Sachen, der    
Insassen und allen sich daraus ergebenden Vermö-
gensschäden sowie wegen sonstiger Schäden durch 
Luft- oder Raumfahrzeuge. 

 
5.3 Versichert ist jedoch die Haftpflicht wegen Schäden, 

die verursacht werden durch Gebrauch von 
 
5.3.1 nur auf nicht öffentlichen Wegen und Plätzen ver-

kehrenden Kfz und Anhänger ohne Rücksicht auf 
eine Höchstgeschwindigkeit1; 

 
5.3.2 Kfz mit nicht mehr als 6 km/h Höchstgeschwindig-

keit; 
 
5.3.3 selbst fahrenden Arbeitsmaschinen mit nicht mehr 

als 20 km/h Höchstgeschwindigkeit2. 
 
 Für Ziff. 5.3.1 bis 5.3.3 gilt: 
 
 (1) Für diese Kfz gelten nicht die Ausschlüsse in Ziff. 

3.1 (2) AHB und in Ziff. 4.3 (1) AHB. 
 
 (2) Das Fahrzeug darf nur von einem berechtigten 

Fahrer gebraucht werden. Berechtigter Fahrer ist, 
wer das Fahrzeug mit Wissen und Willen des Verfü-
gungsberechtigten gebrauchen darf. Der Versiche-
rungsnehmer ist verpflichtet, dafür zu sorgen, dass 
das Fahrzeug nicht von einem unberechtigten Fah-
rer gebraucht wird.  

 
 Der Fahrer des Fahrzeugs darf das Fahrzeug auf 

öffentlichen Wegen oder Plätzen nur mit der erfor-

                                                 
1 Hinweis: Bei Betriebsgrundstücken und -grundstücks-
teilen, die Besuchern, Kunden oder Lieferanten zugänglich 
sind, handelt es sich um sogenannte beschränkt öffentli-
che Verkehrsflächen. Kraftfahrzeuge mit mehr als 6 km/h 
Höchstgeschwindigkeit und selbst fahrende Arbeits-
maschinen mit einer Höchstgeschwindigkeit von mehr als 
20 km/h, die ausschließlich oder gelegentlich auf solchen 
Betriebsgrundstücken oder Baustellen verkehren, sind 
versicherungspflichtig, mit der Folge, dass eine Kraftfahr-
zeug-Haftpflichtversicherung nach Maßgabe der Allgemei-
nen Bedingungen für die Kraftfahrtversicherung (AKB) 
abgeschlossen werden muss. Auch bei einer behördlicher-
seits erteilten Befreiung von der Zulassungspflicht - Aus-
nahmegenehmigung nach § 70 Abs. 1 Ziff. 2 StVZO -  
bleibt die Versicherungspflicht bestehen. 
2 Hinweis: Selbst fahrende Arbeitsmaschinen sind Fahr-
zeuge, die nach ihrer Bauart und ihren besonderen, mit 
dem Fahrzeug fest verbundenen Einrichtungen zur Leis-
tung von Arbeit, nicht zur Beförderung von Personen oder 
Gütern bestimmt und geeignet sind und die zu einer vom 
Bundesminister für Verkehr bestimmten Art solcher Fahr-
zeuge gehören. Obwohl nicht zulassungspflichtig, müssen 
Arbeitsmaschinen beim Verkehr auf öffentlichen Straßen 
amtliche Kennzeichen führen, wenn ihre durch die Bauart 
bestimmte Höchstgeschwindigkeit 20 km/h übersteigt. 
Diese sind dann ausschließlich nach dem Kraftfahrt-Tarif 
zu versichern. 

derlichen Fahrerlaubnis benutzen. Der Versiche-
rungsnehmer ist verpflichtet, dafür zu sorgen, dass 
das Fahrzeug nicht von einem Fahrer benutzt wird, 
der nicht die erforderliche Fahrerlaubnis hat. 

 
 (3) Nicht versichert ist die Haftpflicht aus Abhanden-

kommen, Beschädigung oder Vernichtung fremder 
Arbeitsmaschinen, die vom Versicherungsnehmer 
oder einer mitversicherten Person gehalten oder  
geführt werden, gleichgültig, aus welchem Anlass 
und zu welchem Zweck das Halten oder Führen er-
folgt. 

 
6. Veränderung der Grundwasserverhältnisse 
 

Nicht versichert sind Haftpflichtansprüche aus der 
Veränderung der Grundwasserverhältnisse. 

 
7. Tätigkeitsschäden 
 

Eingeschlossen sind - abweichend von Ziff. 7.7 AHB 
- Tätigkeitsschäden in folgendem Umfang: 

 
7.1 Be- und Entladeschäden 
 

Eingeschlossen ist die gesetzliche Haftpflicht wegen 
der Beschädigung von Land- und Wasserfahrzeu-
gen, Containern durch / oder beim Be- und Entladen 
und alle sich daraus ergebenden Vermögensschä-
den. 
 
Für Schäden an Containern besteht auch dann Ver-
sicherungsschutz, wenn diese entstehen beim      
Abheben von oder Heben auf Land- oder Wasser-
fahrzeuge durch Kräne oder Winden zum Zwecke 
des Be- und Entladens. Dies gilt nicht, wenn die 
Container selbst Gegenstand von Verkehrsverträgen 
(Fracht-, Speditions- oder Lagerverträgen) sind. 
 
Ausgeschlossen bleiben Ansprüche wegen Beschä-
digung der Ladung von Fahrzeugen und Containern. 
 
Die Selbstbeteiligung des Versicherungsnehmers an 
jedem Schaden beträgt 20 %, mindestens 100 EUR, 
höchstens 1.000 EUR. 

 
7.2 Leitungsschäden 
 

Eingeschlossen ist die gesetzliche Haftpflicht wegen 
Schäden an Erdleitungen (Kabel, unterirdische     
Kanäle, Wasserleitungen, Gasrohre und andere Lei-
tungen) sowie Frei- und / oder Oberleitungen und al-
le sich daraus ergebenden Vermögensschäden. 
 
Die Regelungen der Ziff. 1.2 AHB (Erfüllungsansprü-
che) und der Ziff. 7.8 AHB (Schäden an hergestellten 
oder gelieferten Arbeiten oder Sachen) bleiben be-
stehen. 
 
Die Selbstbeteiligung des Versicherungsnehmers an 
jedem Schaden beträgt 20 %, mindestens 100 EUR, 
höchstens 1.000 EUR. 

 
7.3 Unterfangungen, Unterfahrungen 
 

Eingeschlossen ist - teilweise abweichend von Ziff. 
7.14 AHB und von Ziff. 7.10 AHB - die gesetzliche 
Haftpflicht wegen Sachschäden an den zu unterfan-
genden und unterfahrenden Grundstücken, Gebäu-
den, Gebäudeteile und Anlagen und alle sich daraus 
ergebenden Vermögensschäden. 
 
Soweit der vorstehende Einschluss auch Schäden 
durch Umwelteinwirkung umfasst, besteht kein Ver-
sicherungsschutz über die Umwelthaftpflicht-
Basisversicherung (Ziff. 9).  
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Die Regelungen der Ziff. 1.2 AHB (Erfüllungsansprü-
che) und der Ziff. 7.8 AHB (Schäden an hergestellten 
oder gelieferten Arbeiten oder Sachen) bleiben be-
stehen. 
 
Die Selbstbeteiligung des Versicherungsnehmers an 
jedem Schaden beträgt 20 %, mindestens 100 EUR, 
höchstens 1.000 EUR. 

 
7.4 Sonstige Tätigkeitsschäden 
 

Eingeschlossen ist die gesetzliche Haftpflicht aus 
Schäden, die an fremden Sachen durch eine         
gewerbliche oder berufliche Tätigkeit des Versiche-
rungsnehmers an oder mit diesen Sachen entstan-
den sind und alle sich daraus ergebenden Vermö-
gensschäden, wenn diese Schäden: 

 
 - durch eine gewerbliche oder berufliche Tätigkeit 

des Versicherungsnehmers an diesen Sachen ent-
standen sind; 

 - dadurch entstanden sind, dass der Versicherungs-
nehmer diese Sachen zur Durchführung seiner 
gewerblichen und beruflichen Tätigkeit benutzt hat; 

 - durch eine gewerbliche oder berufliche Tätigkeit 
des Versicherungsnehmers entstanden sind und 
sich diese Sachen im unmittelbaren Einwirkungs-
bereich der Tätigkeit befunden haben.  

 
Die Regelungen der Ziff. 1.2 AHB (Erfüllungsansprü-
che) und der Ziff. 7.8 AHB (Schäden an hergestellten 
oder gelieferten Arbeiten oder Sachen) bleiben be-
stehen. 
 
Ausgeschlossen bleiben Ansprüche wegen Beschä-
digung der Ladung von Fahrzeugen und Containern 
durch / oder beim Be- und Entladen. 
 
Die Höchstersatzleistung beträgt innerhalb der Ver-
sicherungssumme für Sachschäden je Versiche-
rungsfall 50.000 EUR. Die Gesamtleistung für alle 
Versicherungsfälle eines Versicherungsjahres be-
trägt das Doppelte dieser Versicherungssumme. 
 
Die Selbstbeteiligung des Versicherungsnehmers an 
jedem Schaden beträgt 20 %, mindestens 100 EUR, 
höchstens 1.000 EUR. 

 
8. Besondere Bedingungen für die Mitversicherung 

von Vermögensschäden in der Haftpflichtver-
sicherung 

 
8.1 Vermögensschäden - Datenschutz 
 

Mitversichert ist die gesetzliche Haftpflicht wegen 
Vermögensschäden im Sinne der Ziff. 2.1 AHB     
wegen Versicherungsfällen, die während der Wirk-
samkeit der Versicherung eingetreten sind. Einge-
schlossen sind insoweit auch Schäden infolge An-
sprüchen Dritter aus der Verletzung von Daten-
schutzgesetzen durch Missbrauch personenbezoge-
ner Daten. 
 
Eingeschlossen sind - abweichend von Ziff. 7.4 (1) 
AHB - gesetzliche Haftpflichtansprüche von Ver-
sicherten untereinander. 

 
8.2 Sonstige Vermögensschäden 
 

Mitversichert ist im Rahmen des Vertrages die ge-
setzliche Haftpflicht wegen Vermögensschäden im 
Sinne der Ziff. 2.1 AHB wegen Versicherungsfällen, 
die während der Wirksamkeit der Versicherung ein-
getreten sind. 
 

Ausgeschlossen sind Haftpflichtansprüche wegen 
Schäden 

 
(1) durch vom Versicherungsnehmer (oder in sei-
nem Auftrage oder für seine Rechnung von Dritten) 
hergestellte oder gelieferte Sachen, erbrachte Arbei-
ten oder sonstige Leistungen; 

 
(2) aus planender, beratender, bau- oder montage-
leitender, prüfender oder gutachtlicher Tätigkeit; 

 
(3) aus Ratschlägen, Empfehlungen oder Weisun-
gen an wirtschaftlich verbundene Unternehmen; 

 
(4) aus Vermittlungsgeschäften aller Art; 

 
(5) aus Auskunftserteilung, Übersetzung sowie    
Reiseveranstaltung; 

 
(6) aus Anlage-, Kredit-, Versicherungs-, Grund-
stücks-, Leasing- oder ähnlichen wirtschaftlichen 
Geschäften, aus Zahlungsvorgängen aller Art, aus 
Kassenführung sowie aus Untreue oder Unterschla-
gung; 

 
(7) aus 

- Rationalisierung und Automatisierung, 
- Datenerfassung, -speicherung, -sicherung,  

-wiederherstellung, 
- Austausch, Übermittlung, Bereitstellung elek-

tronischer Daten; 
 

(8) aus der Verletzung von Persönlichkeits- und 
Namensrechten, gewerblichen Schutzrechten und 
Urheberrechten sowie des Kartell- oder Wettbe-
werbsrechts; 

 
(9) aus der Nichteinhaltung von Fristen, Terminen, 
Vor- und Kostenanschlägen; 

 
(10) aus Pflichtverletzungen, die mit der Tätigkeit als 
ehemalige oder gegenwärtige Mitglieder von Vor-
stand, Geschäftsführung, Aufsichtsrat, Beirat oder 
anderer vergleichbarer Leitungs- oder Aufsichtsgre-
mien / Organe im Zusammenhang stehen; 

 
(11) aus bewusstem Abweichen von gesetzlichen 
oder behördlichen Vorschriften, von Anweisungen 
oder Bedingungen des Auftraggebers oder aus 
sonstiger bewusster Pflichtverletzung; 

 
(12) aus dem Abhandenkommen von Sachen, auch 
z. B. von Geld, Wertpapieren und Wertsachen; 

 
(13) aus Schäden durch ständige Emissionen (z. B. 
Geräusche, Gerüche, Erschütterungen). 

 
8.3 Die Selbstbeteiligung des Versicherungsnehmers an 

jedem Schaden beträgt 20 %, mindestens 150 EUR, 
höchstens 1.500 EUR. 

 
9. Besondere Bedingungen und Risikobeschrei-

bungen für die Versicherung der Haftpflicht    
wegen Schäden durch Umwelteinwirkung im 
Rahmen der Betriebs- und Berufs- Haftpflicht-
versicherung (Umwelthaftpflicht-Basisversiche-
rung) 

 
9.1 Gegenstand der Versicherung 
 
9.1.1 Versichert ist - abweichend von Ziff. 7.10 (b) AHB - 

im Rahmen und Umfang des Vertrages die gesetzli-
che Haftpflicht privatrechtlichen Inhalts des Ver-
sicherungsnehmers wegen Personen- und Sach-
schäden durch Umwelteinwirkung, wenn diese Um-
welteinwirkung nicht von Anlagen oder Tätigkeiten 
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ausgeht oder ausgegangen ist, die unter Ziff. 9.2 fal-
len. 

 
Mitversichert sind gem. Ziff. 2.1 AHB Vermögens-
schäden aus der Verletzung von Aneignungsrech-
ten, des Rechts am eingerichteten und ausgeübten 
Gewerbebetrieb, wasserrechtlichen Benutzungs-
rechten oder -befugnissen. Sie werden wie Sach-
schäden behandelt. 

 
9.1.2 Versicherungsschutz besteht auch dann, wenn 

gelagerte Stoffe bei ihrer Verwendung im räumlichen 
und gegenständlichen Zusammenhang mit versi-
cherten Anlagen in Boden, Luft oder Wasser 
(einschl. Gewässer) gelangen, ohne in diese einge-
bracht oder eingeleitet zu sein. 

 
9.1.3 Der Versicherungsschutz bezieht sich auch auf die 

Haftpflicht wegen Schäden eines Dritten, die         
dadurch entstehen, dass Stoffe in Abwässer und mit 
diesen in Gewässer gelangen. 

 
9.2 Risikobegrenzung 
 

Nicht versichert ist die Haftpflicht wegen Umwelt-
einwirkungen aus 

 
9.2.1 Anlagen des Versicherungsnehmers, die bestimmt 

sind, gewässerschädliche Stoffe herzustellen, zu 
verarbeiten, zu lagern, abzulagern, zu befördern  
oder wegzuleiten (WHG-Anlagen) mit Ausnahme 
von Kleingebinden bis 60 l/kg Einzelfassungsvermö-
gen und 500 l/kg Gesamtfassungsvermögen. 

 
9.2.2 Anlagen des Versicherungsnehmers gem. Anhang 1 

zum Umwelthaftungsgesetz (UHG-Anlagen). 
 
9.2.3 Anlagen des Versicherungsnehmers, die nach dem 

Umweltschutz dienenden Bestimmungen einer    
Genehmigungs- oder Anzeigepflicht unterliegen 
(sonstige deklarierungspflichtige Anlagen). 

 
9.2.4 Abwasseranlagen des Versicherungsnehmers oder 

dem Einbringen oder Einleiten von Stoffen in ein 
Gewässer oder Einwirken auf ein Gewässer derart, 
dass die physikalische, chemische oder biologische 
Beschaffenheit des Wassers verändert wird, durch 
den Versicherungsnehmer (Abwasseranlagen- und 
Einwirkungsrisiko). 

 
9.2.5 Anlagen des Versicherungsnehmers gem. Anhang 2 

zum Umwelthaftungsgesetz (UHG-Anlagen / Pflicht-
versicherung). 

 
9.2.6 Planung, Herstellung, Lieferung, Montage, Demon-

tage, Instandhaltung und Wartung von Anlagen 
gem. Ziff. 9.2.1 – 9.2.5 oder Teilen, die ersichtlich für 
Anlagen gem. Ziff. 9.2.1 – 9.2.5 bestimmt sind. 

 
9.2.7 Mitversichert ist - abweichend von Ziff. 9.1 und 9.2.1 

bis 9.2.6 - die gesetzliche Haftpflicht aus der Lage-
rung umweltgefährdender Stoffe für den versicher-
ten Betrieb, sofern das Fassungsvermögen des   
einzelnen Behältnisses nicht mehr als 60 Liter /     
Kilogramm beträgt, das Gesamtfassungsvermögen 
aller vorhandenen Einzelbehältnisse 500 Liter / Kilo-
gramm nicht übersteigt und es sich um branchen-
übliche Stoffe handelt. 

 
Wird eine dieser Mengenschwellen überschritten,  
erlischt – abweichend von Ziff. 3.1 (2) AHB – für die-
se Anlagen / Gebinde, die die Schwellenwerte über-
schreiten, die Mitversicherung. Falls Versicherungs-
schutz für die Anlagen / Gebinde, die die Schwel-
lenwerte überschreiten, gewünscht wird, ist eine   

separate Umwelthaftpflicht-Versicherung abzu-
schließen. 

 
9.3 Versicherungsfall 
 

Versicherungsfall ist - abweichend von Ziff. 1.1 AHB 
- die nachprüfbare erste Feststellung des Personen-
schadens (Tod, Verletzung oder Gesundheitsschä-
digung von Menschen), Sachschadens (Beschädi-
gung oder Vernichtung von Sachen) oder eines 
gem. Ziff. 9.1.1 mitversicherten Vermögensscha-
dens durch den Geschädigten, einen sonstigen Drit-
ten oder den Versicherungsnehmer. Der Versiche-
rungsfall muss während der Wirksamkeit der Ver-
sicherung eingetreten sein. Hierbei kommt es nicht 
darauf an, ob zu diesem Zeitpunkt bereits Ursache 
oder Umfang des Schadens oder die Möglichkeit zur 
Erhebung von Haftpflichtansprüchen erkennbar war. 

 
9.4 Aufwendungen vor Eintritt des Versicherungsfalles 
 
9.4.1 Der Versicherer ersetzt, auch ohne dass ein Ver-

sicherungsfall eingetreten ist, 
 

-  nach einer Störung des Betriebes 
oder 
-  aufgrund behördlicher Anordnung 

 
Aufwendungen des Versicherungsnehmers für 
Maßnahmen zur Abwendung oder Minderung eines 
sonst unvermeidbar eintretenden Personen-, Sach- 
oder gem. Ziff. 9.1.1 mitversicherten Vermögens-
schadens. Die Feststellung der Störung des Betrie-
bes oder die behördliche Anordnung müssen in die 
Wirksamkeit der Versicherung fallen, wobei maß-
geblich der frühere Zeitpunkt ist. 

 
9.4.2 Aufwendungen aufgrund behördlicher Anordnungen 

im Sinne der Ziff. 9.4.1 werden unter den dort       
genannten Voraussetzungen unbeschadet der Tat-
sache übernommen, dass die Maßnahmen durch 
den Versicherungsnehmer oder im Wege der         
Ersatzvornahme durch die Behörde ausgeführt wer-
den. 

 
9.4.3 Der Versicherungsnehmer ist verpflichtet,  
 
 (1) dem Versicherer die Feststellung einer derarti-

gen Störung des Betriebes oder eine behördliche 
Anordnung unverzüglich anzuzeigen und  
 
alles zu tun, was erforderlich ist, die Aufwendungen 
auf den Umfang zu begrenzen, der notwendig und 
objektiv geeignet ist, den Schadeneintritt zu verhin-
dern oder den Schadenumfang zu mindern und 
 
auf Verlangen des Versicherers fristgemäß Wider-
spruch gegen behördliche Anordnungen einzulegen  
 
oder 

 
 (2) sich mit dem Versicherer über die Maßnahmen 

abzustimmen.  
 
 Verletzt der Versicherungsnehmer eine der in Ziff. 

9.4.3 genannten Obliegenheiten vorsätzlich, so wer-
den ihm im Rahmen des für Aufwendungen gem. 
Ziff. 9.4.5 vereinbarten Gesamtbetrages nur die not-
wendigen und objektiv geeigneten Aufwendungen 
ersetzt. 

 
Verletzt der Versicherungsnehmer eine der in Ziff. 
9.4.3 genannten Obliegenheiten grob fahrlässig, so 
ist der Versicherer berechtigt, etwaige über die not-
wendigen und objektiv geeigneten Aufwendungen 
hinausgehende Aufwendungen in einem der Schwe-
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re des Verschuldens des Versicherungsnehmer ent-
sprechenden Verhältnis zu kürzen; die Beweislast 
für das Nichtvorliegen einer groben Fahrlässigkeit 
trägt der Versicherungsnehmer.  
 
Abweichend von Abs. 1 und 2 bleibt der Versicherer 
zum Ersatz etwaiger über die notwendigen und    
objektiv geeigneten Aufwendungen hinausgehender 
Aufwendungen verpflichtet, soweit die Verletzung 
der Obliegenheit nicht für den Umfang der Leis-
tungspflicht des Versicherers ursächlich ist. 

 
9.4.5 Aufwendungen werden im Rahmen der vereinbarten 

Versicherungssumme und der Jahreshöchstersatz-
leistung bis zu einem Gesamtbetrag von       
100.000 EUR je Störung des Betriebes oder behörd-
licher Anordnung, pro Versicherungsjahr jedoch nur 
bis 200.000 EUR, ersetzt. 

 
Der Versicherungsnehmer hat von den Aufwendun-
gen 10 % selbst zu tragen. 
 
Kommt es trotz Durchführung der Maßnahmen zu 
einem Schaden, so werden die vom Versicherer    
ersetzten Aufwendungen auf die für den Versiche-
rungsfall maßgebende Versicherungssumme ange-
rechnet, es sei denn, dass der Ersatz dieser Auf-
wendungen im Rahmen der Jahreshöchstersatzleis-
tung eines früheren Versicherungsjahres die Ersatz-
leistung für Versicherungsfälle tatsächlich gemindert 
hat. 

 
9.4.6 Nicht ersatzfähig sind in jedem Falle Aufwendungen 

- auch soweit sie sich mit Aufwendungen im Sinne 
der Ziff. 9.4.1 decken - zur Erhaltung, Reparatur,  
Erneuerung, Nachrüstung, Sicherung oder Sanie-
rung von Betriebseinrichtungen, Grundstücken oder 
Sachen (auch gemietete, gepachtete, geleaste und 
dgl.) des Versicherungsnehmers; auch für solche, 
die früher im Eigentum oder Besitz des Versiche-
rungsnehmers standen. 

 
Ersetzt werden jedoch solche Aufwendungen zur 
Abwendung oder Minderung eines sonst unver-
meidbar eintretenden Personen-, Sach- oder gemäß 
Ziff. 9.1.1 mitversicherten Vermögensschadens, falls 
Betriebseinrichtungen, Grundstücke oder Sachen 
des Versicherungsnehmers, die von einer Umwelt-
einwirkung nicht betroffen sind, beeinträchtigt     
werden müssen. Eintretende Wertverbesserungen 
sind abzuziehen. 

 
9.5 Nicht versicherte Tatbestände 
 

Nicht versichert sind 
 
9.5.1 Ansprüche wegen Schäden, die dadurch entstehen 

oder entstanden sind, dass beim Umgang mit was-
sergefährdenden Stoffen diese Stoffe verschüttet 
werden, abtropfen, ablaufen, verdampfen, verduns-
ten oder durch ähnliche Vorgänge in den Boden     
oder ein Gewässer gelangen. Das gilt nicht, soweit 
solche Vorgänge auf einer Störung des Betriebes 
beruhen; 

 
9.5.2 Ansprüche wegen Schäden, die durch betriebs-

bedingt unvermeidbare, notwendige oder in Kauf 
genommene Umwelteinwirkungen entstehen. 

 
Das gilt nicht, wenn der Versicherungsnehmer den 
Nachweis erbringt, dass er nach dem Stand der 
Technik zum Zeitpunkt der schadenursächlichen 
Umwelteinwirkungen unter den Gegebenheiten des 
Einzelfalles die Möglichkeiten derartiger Schäden 
nicht erkennen musste; 

 

9.5.3 Ansprüche wegen bei Vertragsbeginn bereits einge-
tretener Schäden; 

 
9.5.4 Ansprüche wegen Schäden, für die nach Maßgabe 

früherer Versicherungsverträge Versicherungs-
schutz besteht oder hätte beantragt werden können; 

 
9.5.5 Ansprüche wegen Schäden, die sich daraus erge-

ben, dass der Versicherungsnehmer nach Beginn 
des Versicherungsverhältnisses Grundstücke erwirbt 
oder in Besitz nimmt, die zu diesem Zeitpunkt be-
reits von einer Umwelteinwirkung betroffen waren; 

 
9.5.6 Ansprüche wegen Schäden aus Eigentum, Besitz 

oder Betrieb von Anlagen oder Einrichtungen zur 
Endablagerung von Abfällen; 

 
9.5.7 Ansprüche wegen Schäden, die durch vom Ver-

sicherungsnehmer hergestellte oder gelieferte       
Erzeugnisse, durch Arbeiten oder sonstige Leistun-
gen nach Ausführung der Leistung oder nach Ab-
schluss der Arbeiten entstehen (Produkthaftpflicht). 

 
Wird Versicherungsschutz nach Ziff. 9.3 genommen, 
gilt dieser Ausschluss insoweit nicht; 

 
9.5.8 Ansprüche wegen Schäden, die durch vom Ver-

sicherungsnehmer erzeugte oder gelieferte Abfälle 
nach Auslieferung entstehen; 

 
9.5.9 Ansprüche gegen die Personen (Versicherungs-

nehmer oder jeden Mitversicherten), die den Scha-
den dadurch verursachen, dass sie bewusst von 
Gesetzen, Verordnungen oder an den Versiche-
rungsnehmer gerichteten behördlichen Anordnun-
gen oder Verfügungen, die dem Umweltschutz     
dienen, abweichen; 

 
9.5.10  Ansprüche gegen die Personen (Versicherungs-

nehmer oder jeden Mitversicherten), die den Scha-
den dadurch verursachen, dass sie es bewusst un-
terlassen, die vom Hersteller gegebenen oder nach 
dem Stand der Technik einzuhaltenden Richtlinien 
oder Gebrauchsanweisungen für Anwendung,       
regelmäßige Kontrollen, Inspektionen oder Wartun-
gen zu befolgen oder notwendige Reparaturen     
bewusst nicht ausführen; 

 
9.5.11  Ansprüche 
 
 - wegen Bergschäden (i.S.d. § 114 BBergG), soweit 

es sich handelt um die Beschädigung von 
Grundstücken, deren Bestandteilen und Zubehör; 

 
 -  wegen Schäden beim Bergbaubetrieb (i.S.d. § 114 

BBergG) durch schlagende Wetter, Wasser- und 
Kohlensäureeinbrüche sowie Kohlenstaubexplosi-
onen; 

 
9.5.12 Ansprüche wegen Schäden infolge der Verände-

rung der Lagerstätte des Grundwassers oder seines 
Fließverhaltens; 

 
9.5.13  Ansprüche wegen Schäden, die nachweislich auf 

Kriegsereignissen, anderen feindseligen Handlun-
gen, Aufruhr, inneren Unruhen, Generalstreik, illega-
lem Streik oder unmittelbar auf Verfügungen oder 
Maßnahmen von hoher Hand beruhen; das gleiche 
gilt für Schäden durch höhere Gewalt, soweit sich 
elementare Naturkräfte ausgewirkt haben; 

 
9.5.14  Ansprüche wegen Schäden, die der Versicherungs-

nehmer, ein Mitversicherter oder eine von ihnen   
bestellte oder beauftragte Person durch den 
Gebrauch eines Kraftfahrzeuges oder Kraftfahr-
zeuganhängers verursachen. 
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Nicht versichert ist die Haftpflicht wegen Schäden, 
die der Versicherungsnehmer, ein Mitversicherter 
oder eine von ihnen bestellte oder beauftragte    
Person durch den Gebrauch eines Wasserfahrzeu-
ges verursachen oder für die sie als Halter oder Be-
sitzer eines Wasserfahrzeuges in Anspruch ge-
nommen werden. 
 
Besteht nach diesen Bestimmungen für einen Ver-
sicherten (Versicherungsnehmer oder Mitversicher-
ten) kein Versicherungsschutz, so gilt das auch für 
alle anderen Versicherten. 
 
Eine Tätigkeit der in Abs. 1 und Abs. 2 genannten 
Personen an einem Kraftfahrzeug, Kraftfahrzeug-
anhänger und Wasserfahrzeug ist kein Gebrauch 
i.S. dieser Bestimmung, wenn keine dieser Perso-
nen Halter oder Besitzer dieses Fahrzeuges ist und 
wenn das Fahrzeug hierbei nicht in Betrieb gesetzt 
wird. 
 
Falls im Rahmen und Umfang des Vertrages eine 
abweichende Regelung getroffen wurde, gilt dieser 
Ausschluss insoweit nicht; 

 
9.5.15  Ansprüche wegen Schäden, die der Versicherungs-

nehmer, ein Mitversicherter oder eine von ihnen   
bestellte oder beauftragte Person durch den 
Gebrauch eines Luftfahrzeuges verursachen oder 
für die sie als Halter oder Besitzer eines Luft- oder 
Raumfahrzeuges in Anspruch genommen werden. 

 
Besteht nach diesen Bestimmungen für einen Ver-
sicherten (Versicherungsnehmer oder Mitversicher-
ten) kein Versicherungsschutz, so gilt das auch für 
alle anderen Versicherten. 

 
Nicht versichert ist die Haftpflicht aus 

 
 -  der Planung oder Konstruktion, Herstellung oder 

Lieferung von Luft- oder Raumfahrzeugen oder 
Teilen für Luft- oder Raumfahrzeuge, soweit die 
Teile ersichtlich für den Bau von Luft- oder Raum-
fahrzeugen oder den Einbau in Luft- oder Raum-
fahrzeuge bestimmt waren, 

 
 -  Tätigkeiten (z. B. Montage, Wartung, Inspektion, 

Überholung, Reparatur, Beförderung) an Luft- oder 
Raumfahrzeugen oder deren Teilen, 

 
und zwar wegen Schäden an Luft- oder Raumfahr-
zeugen, der mit diesen beförderten Sachen, der    
Insassen sowie wegen sonstiger Schäden durch 
Luft- oder Raumfahrzeuge. 

 
9.6 Versicherungssummen / Maximierung / Serienscha-

denklausel / Selbstbehalt 
 
9.6.1 Es gilt die im Versicherungsschein ausgewiesene 

Versicherungssumme. 
 

Diese Versicherungssumme bildet auch die Höchst-
ersatzleistung des Versicherers für alle Versiche-
rungsfälle eines Versicherungsjahres. 

 
9.6.2 Für den Umfang der Leistung des Versicherers 

bildet die angegebene Versicherungssumme die 
Höchstgrenze bei jedem Versicherungsfall. Dies gilt 
auch dann, wenn sich der Versicherungsschutz auf 
mehrere entschädigungspflichtige Personen          
erstreckt. 

 
Mehrere während der Wirksamkeit der Versicherung 
eintretende Versicherungsfälle 

 

 -  durch dieselbe Umwelteinwirkung 
 
 - durch mehrere unmittelbar auf derselben Ursache 

oder unmittelbar auf den gleichen Ursachen beru-
henden Umwelteinwirkungen, wenn zwischen den 
gleichen Ursachen ein innerer, insbesondere sach-
licher und zeitlicher, Zusammenhang besteht, 

 
gelten unabhängig von ihrem tatsächlichen Eintritt 
als ein Versicherungsfall, der im Zeitpunkt des     
ersten dieser Versicherungsfälle als eingetreten gilt. 

 
Ziff. 6.3 AHB wird gestrichen. 

 
9.6.3 Der Versicherungsnehmer hat bei jedem Versiche-

rungsfall von der Schadenersatzleistung 10 %, 
höchstens 2.500 EUR selbst zu tragen. 

 
9.7 Nachhaftung 
 
9.7.1 Endet das Versicherungsverhältnis wegen des 

vollständigen oder dauernden Wegfalls des ver-
sicherten Risikos oder durch Kündigung des Ver-
sicherers oder des Versicherungsnehmers, so      
besteht der Versicherungsschutz für solche Perso-
nen-, Sach- oder gem. Ziff. 9.1.1 mitversicherte 
Vermögensschäden weiter, die während der Wirk-
samkeit der Versicherung eingetreten sind, aber 
zum Zeitpunkt der Beendigung des Versicherungs-
verhältnisses noch nicht festgestellt waren, mit     
folgender Maßgabe: 

 
 -  Der Versicherungsschutz gilt für die Dauer von 3 

Jahren vom Zeitpunkt der Beendigung des Ver-
sicherungsverhältnisses an gerechnet. 

 
 -  Der Versicherungsschutz besteht für die gesamte 

Nachhaftungszeit im Rahmen des bei Beendigung 
des Versicherungsverhältnisses geltenden Ver-
sicherungsumfanges, und zwar in Höhe des       
unverbrauchten Teils der Versicherungssumme 
des Versicherungsjahres, in dem das Versiche-
rungsverhältnis endet. 

 
9.7.2 Ziff. 9.7.1 gilt für den Fall entsprechend, dass wäh-

rend der Laufzeit des Versicherungsverhältnisses 
ein versichertes Risiko teilweise wegfällt, mit der 
Maßgabe, dass auf den Zeitpunkt des Wegfalls des 
versicherten Risikos abzustellen ist. 

 
9.8 Versicherungsfälle im Ausland 
 
9.8.1 Eingeschlossen sind im Umfang von Ziff. 9.1 dieser 

Bedingungen - abweichend von Ziff. 7.9 AHB - auch 
im Ausland eintretende Versicherungsfälle, 

 
 -  die auf eine Umwelteinwirkung im Inland zurück-

zuführen sind; 
 
 -  aus Anlass von Geschäftsreisen oder aus der 

Teilnahme an Ausstellungen und Messen. 
 
9.8.2 Ausgeschlossen sind Haftpflichtansprüche  
 
 (1) aus Arbeitsunfällen und Berufskrankheiten von 

Personen, die vom Versicherungsnehmer im Aus-
land eingestellt oder dort mit der Durchführung von 
Arbeiten betraut worden sind.  

 
Eingeschlossen bleiben jedoch Haftpflichtansprüche 
gegen den Versicherungsnehmer und die gesetzli-
chen Vertreter des Versicherungsnehmers und    
solche Personen, die er zur Leitung oder Beaufsich-
tigung des versicherten Betriebes oder eines Teiles 
desselben angestellt hat, in dieser Eigenschaft aus 
Arbeitsunfällen und Berufskrankheiten, die den     
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Bestimmungen des SGB VII unterliegen (siehe Ziff. 
7.9 AHB); 

 
 (2) auf Entschädigung mit Strafcharakter, insbeson-

dere punitive oder exemplary damages; 
 
 (3) nach den Artikeln 1792 ff. und 2270 und den 

damit  im Zusammenhang stehenden Regress-
ansprüchen nach Art. 1147 des französischen Code 
Civil des französischen Code Civil oder gleichartiger 
Bestimmungen anderer Länder. 

 
9.8.3 Aufwendungen des Versicherers für Kosten werden 

- abweichend von Ziff. 6.5 AHB - als Leistungen auf 
die Versicherungssumme angerechnet. 

 
Kosten sind: 
Anwalts-, Sachverständigen-, Zeugen- und          
Gerichtskosten, Aufwendungen zur Abwendung 
oder Minderung des Schadens bei oder nach Eintritt 
des Versicherungsfalls sowie Schadenermittlungs-
kosten, auch Reisekosten, die dem Versicherer nicht 
selbst entstehen. Das gilt auch dann, wenn die Kos-
ten auf Weisung des Versicherers entstanden sind. 

 
9.8.4 Bei Versicherungsfällen in USA, US-Territorien und 

Kanada oder in den USA/US-Territorien und Kanada 
gemachten Ansprüchen gilt: 

 
Die Selbstbeteiligung des Versicherungsnehmers an 
jedem Schaden beträgt 20 %, mindestens 100 EUR, 
höchstens 2.500 EUR. Kosten gelten als Schaden-
ersatzleistungen.  

 
9.8.5 Die Leistungen des Versicherers erfolgen in Euro. 

Soweit der Zahlungsort außerhalb der Staaten, die 
der Europäischen Währungsunion angehören, liegt, 
gelten die Verpflichtungen des Versicherers mit dem 
Zeitpunkt als erfüllt, in dem der Euro-Betrag bei     
einem in der Europäischen Währungsunion gelege-
nen Geldinstitut angewiesen ist. 

 
9.9 Inländische Versicherungsfälle, die im Ausland 

geltend gemacht werden  
 

Für Ansprüche, die im Ausland geltend gemacht 
werden, gilt: 

 
9.9.1 Vom Versicherungsschutz ausgeschlossen bleiben 

Ansprüche 
 
 (1) auf Entschädigung mit Strafcharakter, insbeson-

dere punitive oder exemplary damages; 
 
 (2) nach den Artikeln 1792 ff. und 2270 und den 

damit  im Zusammenhang stehenden Regressan-
sprüchen nach Art. 1147 des französischen Code 
Civil des französischen Code Civil oder gleichartiger 
Bestimmungen anderer Länder. 

   
9.9.2 Aufwendungen des Versicherers für Kosten werden 

- abweichend von Ziff. 6.5 AHB - als Leistungen auf 
die Versicherungssumme angerechnet. 

 
Kosten sind: 
Anwalts-, Sachverständigen-, Zeugen- und          
Gerichtskosten, Aufwendungen zur Abwendung 
oder Minderung des Schadens bei oder nach Eintritt 
des Versicherungsfalles sowie Schadenermittlungs-
kosten, auch Reisekosten, die dem Versicherer nicht 
selbst entstehen. Das gilt auch dann, wenn die Kos-
ten auf Weisung des Versicherers entstanden sind. 

 
9.9.3 Bei Versicherungsfällen, die in USA/US-Territorien 

und Kanada geltend gemacht werden, gilt: 

Selbstbeteiligung des Versicherungsnehmers an   
jedem Schaden: 20 %, mindestens 100 EUR, höchs-
tens 2.500 EUR. Kosten gelten als Schadenersatz-
leistungen. 

 
9.9.4 Die Leistungen des Versicherers erfolgen in Euro. 

Soweit der Zahlungsort außerhalb der Staaten, die 
der Europäischen Währungsunion angehören, liegt, 
gelten die Verpflichtungen des Versicherers mit dem 
Zeitpunkt als erfüllt, in dem der Euro-Betrag bei     
einem in der Europäischen Währungsunion gelege-
nen Geldinstitut angewiesen ist. 

 
9.10 Selbstbeteiligung 

 
Die Selbstbeteiligung des Versicherungsnehmers an 
jedem Schaden durch Umwelteinwirkung: 10 %, 
höchstens 2.500 EUR.  
 
Sollte an anderer Stelle der Ziffer 9. eine höhere 
Selbstbeteiligung genannt werden, so kommt diese 
zum Tragen. 

 
10. Mitversicherung von Bauen in eigener Leistung 

(Selbsthilfe bei Planung, Bauleitung, Bauausfüh-
rung) 

 
Mitversichert ist im Umfang des im Versicherungs-
schein beschriebenen versicherten Risikos die      
gesetzliche Haftpflicht des Versicherungsnehmers 
aus dem Bauen mit eigener Leistung bis zur         
Gesamtsumme der Eigenleistungen, die im Antrag 
und im Versicherungsschein ausgewiesenen wird. 
Übersteigen die Eigenleistungen den beitragsfrei 
mitversicherten Wert, besteht Versicherungsschutz 
für die gesamten Eigenleistungen (auch für die bei-
tragsfreien) nur, wenn dies besonders vereinbart und 
im Versicherungsschein ausdrücklich genannt wur-
de. 
 
Sofern Planung und Bauleitung selbst vorgenommen 
werden, ist die gesetzliche Haftpflicht hieraus nur 
mitversichert, wenn dies zusätzlich ausdrücklich    
beantragt und im Versicherungsschein oder seinen 
Nachträgen ausgewiesen wird. 
 
Mitversichert ist die persönliche gesetzliche Haft-
pflicht sämtlicher mit den Bauarbeitern beschäftigten 
Personen für Schäden, die sie in Ausführung der 
Baueigenleistung verursachen. 
 
Ausgeschlossen sind Haftpflichtansprüche aus     
Personenschäden, bei denen es sich um Arbeitsun-
fälle und Berufskrankheiten im Betrieb des Versiche-
rungsnehmers gemäß dem Sozialgesetzbuch VII 
handelt. Das Gleiche gilt für solche Dienstunfälle 
gemäß den beamtenrechtlichen Vorschriften, die in 
Ausübung oder infolge des Dienstes Angehörigen 
derselben Dienststelle zugefügt werden. 


